
 

 

Gemeinde Rosendahl Rosendahl, den 19.09.2018 

 Der Bürgermeister 
 
 

 

S i t z u n g s v o r l a g e  Nr. IX/665 

öffentliche Sitzung 
 

 

 

Beratungsgang: 

Rat 04.10.2018 

 
 

 

Betreff: Anregung von Frau Sonja Crämer-Gembalczyk vom 16.09.2018 

gemäß § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

auf Beitritt der Gemeinde Rosendahl zum Bündnis "Bürgermeister 

für den Frieden (Mayors für Peace)" 
 

 

FB/Az.: I/021.22 
 

 

Produkt: 01/01.001 Politische Organe und Gremien 
 

 

 

Bezug: ohne 
 

 

Finanzierung 

Höhe der Aufwendung/Auszahlung: 

100,00 € (einmalig) 

20,00 € p.a. 

Finanzierung durch Mittel bei Produkt: 05/01.006 / Zentrale Dienste 

Über-/ außerplanmäßige Aufwendung/ 
Auszahlung in Höhe von:  

Finanzierungs-/ Deckungsvorschlag:  
 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Ein Beschluss wird in der Sitzung erarbeitet. 
 
 
 

 

Sachverhalt: 
 
Mit Schreiben vom 16.09.2018 beantragt Frau Sonja Crämer-Gembalczyk den Beitritt der 
Gemeinde Rosendahl zur Organisation „Bürgermeister für den Frieden (Mayors for 
Peace)“. Das entsprechende Schreiben mit den dazugehörigen Anlagen ist der Sitzungs-

vorlage als Anlage beigefügt. 
 
Das als „Bürgerantrag“ bezeichnete Anliegen wird als Anregung gemäß § 24 Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) behandelt. 
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Die Organisation „Mayors for Peace“ wurde 1982 durch den Bürgermeister von Hiroshima 
gegründet. Durch Aktionen und Kampagnen versucht die Organisation, die weltweite Ver-
breitung von Atomwaffen zu verhindern und deren Abschaffung zu erreichen. Für dieses 
Ziel sollen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sich verantwortlich zeigen und dem 
Bündnis beitreten. 
 
Der jährliche Mitgliedsbeitrag beläuft sich auf 20,00 €. Anlässlich des offiziellen „Flaggen-
tags der Bürgermeister für den Frieden“ am 08. Juli könnte die entsprechende Flagge (s. 
Anlage) gehisst werden, deren Beschaffung 100,00 € kostet. 
 
Auch wenn die Handlungsmöglichkeiten dieses Netzwerkes eingeschränkt sind, ist das 
Anliegen des Bündnisses zur Sicherung des Friedens ausdrücklich zu begrüßen. Die 
Gemeinde Rosendahl und der Bürgermeister können mit dem Beitritt ein Zeichen setzen, 
dass sie sich für eine friedliche Welt ohne Atomwaffen einsetzen. 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat in einem Urteil vom 14.12.1990 festgestellt, dass sich 
der Gemeinderat im Rahmen seiner Verbandskompetenz in rechtlich zulässiger Weise 
mit dem Thema befassen und entsprechende Beschlüsse fassen kann. 
 
Ein Beschluss wird in der Sitzung erarbeitet. 
 
 
In Vertretung: 
 
 
 
 
Roters 
Fachbereichsleiterin 

Kenntnis genommen: 
 
 
 
 
Gottheil 
Bürgermeister 

 
 
 
 

Anlage(n): 

 
Anlage - Anregung von Frau Sonja Crämer-Gembalczyk vom 16.09.2018  
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